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In Vielseitigkeit, Buntheit und Unter-
schiedlichkeit leben- so könnte eine 
Gesellschaft aussehen, die Toleranz 
und Kritik in ausgewogenem Maße 
beherrscht und an ihrer Vielfalt wach-
sen kann. Gerade die gesellschaftliche 
Auseinandersetzung um die Äußerun-
gen von Herrn Sarrazin zeigen, dass 
die persönliche Begegnung mit Perso- 

 
nen  aus anderen Kulturkreisen not-
wendig und bereichernd sein kann. 
Mit dem Elterncafe im Hort am See-
park (bei dessen Sommerfest dieses 
Bild entstand) ist hier ein Stück gelun-
gen, die Berührungsängste zwischen 
den Eltern zu verringern. Auch unser 
Engagement  bei der SAVE ME 
KAMPAGNE  hat in vielen Gesprä-
chen gezeigt, wo versteckte Ängste 
sitzen und wie sie abgebaut werden 
können. Wir haben mit vielen Aktivitä-
ten versucht, diese Möglichkeiten an-
zubieten und darauf hin zu wirken, 
dass sich Menschen Rat holen kön-
nen, aber auch Kontaktmöglichkeiten 
entstehen. Auch unsere Arbeit ist da-
durch bunter geworden. 
  
               Cornelia Andresen, Sozialarbeiterin  
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1. Persönliche Beratung 
 
Im Berichtszeitraum des Jahres 2010 wurden 40 Personen als KlientInnen oder 
Unterstützenden beraten. Dabei wendeten sich 25 Personen direkt an uns, wei-
tere 15  kamen über vermittelnde Personen. Auffällig war, dass 1/3 aus dem 
Landkreis Breisgau Hochschwarzwald oder der weiteren Umgebung stammte. 
Sechs Personen nutzten auch die Möglichkeit, über eine E- Mail Anfrage an 
Informationen zu kommen. Zusätzlich nutzen 15  Hauptamtliche aus anderen 
Arbeitsgebieten die Möglichkeiten, sich in Fragen zum Aufenthaltsrecht beraten 
zu lassen. 
 
1.1   KlientInnen 
 
Es wurden 21  Männer und  19 Frauen beraten, die Mehrheit der Personen war 
zwischen 20 und 40 Jahren alt. Zwei Personen waren unter 18 Jahre. Hier ging 
es um eine weiterführende Beratungsmöglichkeit, nachdem die Jugendhilfe-
maßnahme ausgelaufen war. Vier Personen hatten eine Duldung, 15  Personen 
hatten eine Aufenthaltserlaubnis, fünf eine Niederlassungserlaubnis, bei den 
restlichen war der Aufenthaltstitel nicht ausschlaggebend für das Beratungsan-
liegen. Diese Anliegen betrafen zu gleichen Teilen dem Wunsch nach Aufent-
haltsverfestigung zur Niederlassungserlaubnis oder zur Einbürgerung, zum an-
deren Stieg der Anteil der Anfragenden, die einen Aufenthaltsentzug, bzw mit 
einer Aufenthaltsbeendigung rechnen mussten.  Verstärkt kamen  Bitten um 
Unterstützung bei der Lebensunterhaltssicherung. Vier Anfragenden hatten In-
formationsbedarf das EU Recht betreffend. Den Wunsch nach Informationen 
zur Härtefallkommission hatte nur eine Person. 

 
1.2   Unterstützende 
 
15 haupt – oder ehrenamtlich tätige Personen fragten für KlientInnen an und 
erbaten sich fachliche Unterstützung bei der Einschätzung ihrer Problemstel-
lungen. Diese KlientInnen stammten aus der Schwangerenberatung, der Woh-
nungslosenhilfe und dem Jugendmigrationsdienst. Die Anfragen betrafen Unsi-
cherheiten bei der Aufenthaltsverfestigung durch Schwangerschaft und Geburt 
und die jeweils damit verbundenen Ansprüche auf Sozialleistungen, sowie Fra-
gen zur Unterbringung bei drohender Obdachlosigkeit von EU- BürgerInnen 
oder  zum Thema Ausbildung 
 
 
1.3   Rechtshilfefonds 
 
Neun  Mal wurde eine Anfrage auf Unterstützung aus dem Rechtshilfefondsge-
stellt. Von diesen  wurden acht bewilligt. Eine wurde abgelehnt, da der Rechts-
hilfefonds zu wenig Geld hat, um weitere Auszahlungen zu genehmigen. Die 
Anfragen betrafen überwiegend Prozesse oder rechtsanwaltliche Beratung zum 
Aufenthalt oder Familiennachzug. In einem Fall ließen wir prüfen, wie die Situa-
tion der neu eingereisten Menschen aus dem Kosovo bzw. Serbien seit der Vi-
sumsfreiheit zu bewerten sei. 
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2. Flüchtlingsaufnahme in Freiburg 
 
2.1 Situation der Roma- Flüchtlinge in Freiburg 
 
Der seit Ende des Jahres 2009 zu beobachtende verstärkte Zuzug von Roma- 
Flüchtlingen aus dem Kosovo/Serbien  nahm auch 2010 nicht ab. Das brachte 
die Stadt Freiburg an die Grenzen ihrer Aufnahmekapazität, da in den letzten 
Jahren Wohnheimplätze abgebaut worden waren. Die Zeitungsartikel (im An-
hang) dokumentieren die Stimmung. Davon zeugen auch einige Leserbriefe 
und die Artikel im Anhang. Wir wandten uns an den Innenminister mit einem 
Schreiben, das dafür warb, eine andere Verteilung im Land auch für Geduldete 
zu unterstützen. Auf dieses Schreiben erhielten wir nie eine Antwort. Eine ent-
sprechende Anfrage war von den Grünen im Landtag eingebracht worden. 
 
 
Leserbriefe vom 28.4.2010 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Fachdienst Migration und Flüchtlinge, Diakonisches Werk Freiburg                                             Seite 5/17            
Jahresbericht 2010                   

                                                              5 

 
2.2 SAVE ME Kampagne 
 
 
Die Kampagne konnte 2010 kontinuierlich erweitert werden. Bis Ende des Jah-
res unterstützten 11 Organisationen die Kampagne, auf der PatInnenseite fin-
den sich über 150 PatInnen. Die Unterstützergruppen nutzten ihre eigenen Ver-
anstaltungen, um für die Kampagne zu werben. Es fanden regelmäßige Koordi-
nierungstreffen im Theater Freiburg oder beim Diakonischen Werk statt. Ende 
Mai wurde der Brief fertig gestellt, mit dem die Freiburger Fraktionen über die 
Kampagne und ihre Ziele informiert wurden.  
Um die Kampagne  mehr im öffentlichen Leben zu verankern, sprachen wir 
auch bekannte Persönlichkeiten an und versuchten diese davon zu überzeu-
gen, mit ihrem Namen für die Kampagne einzustehen. Hier wurden viele Ge-
spräche geführt. 
Das Koordinierungsteam traf sich alle 6- 8 Wochen. 
Beim Suppenfest konnten wir vor dem Theater Freiburg mit vielen Menschen 
ins Gespräch kommen, die sich bei einer warmen Suppe  auch von den Schick-
salen vieler Flüchtlinge berühren ließen. Die Liste unserer UnterstützerInnen 
wuchs weiter. 

 
 

      

          
 
 
Um den PatInnen die Möglichkeit zu geben, jetzt schon einen Kontakt zu ein-
zelnen Flüchtlingen oder Familien aufzubauen, boten wir am 27.11.2010 eine 
Schulung an, an der 20 potentielle Patinnen teilnahmen. Ziel der Fortbildung 
war es, Informationen über das aktuelle Flüchtlingsrecht zu erhalten,  die Chan-
cen und Schwierigkeiten des Erlernens der deutschen Sprache zu kennen und 
an Hand einer Übung zum Interkulturellen Lernen eigene Denkmuster zu über-
prüfen. Außerdem sollte die Möglichkeit gegeben sein, sich über seine eigenen  
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Motive klar zu werden. Dieser 
Kontakt zu den PatInnen war 
sehr zeitintensiv, da der Kontakt 
zwischen Patin und Flüchtlings-
familie passen muss.  
 
Nach der Sommerpause gingen  
wir aktiv auf  alle Freiburger 
Fraktionen zu und wurden zu 
deren Fraktionssitzungen einge-
laden. Es waren mehrere Ge-
spräche und Telefonate nötig, 
um die vielen Fragen zu beant-
worten und Ängste zu nehmen.  
Der interfraktionelle Antrag wur-
de im Spätherbst auf den Weg 
gebracht.  
 
Unsere Überlegungen gingen 
weiter, wie die Kampagne weiter 
befeuert werden könnte. 
 
 
 

     
 
 
Badische Zeitung, 27.11.2010 
 

      Flüchtlinge retten 
 

Ein überfraktioneller Antrag strebt einen 
Beschluss des Gemeinderats an, der Kam-
pagne "Save me" (Rette mich) von diversen 
Menschenrechtsorganisationen beizutreten. 
Die Stadt solle sich ausdrücklich dazu be-
kennen, Flüchtlinge aufzunehmen, und dazu 
beitragen, dass Schutzbedürftige eine neue 
Heimat und eine Lebensperspektive erhal-
ten. Mehr als zehn Gruppierungen und 150 
Einzelpersonen unterstützten diese Kam-
pagne bereits. Sie hätten sich zudem bereit-
erklärt, die Flüchtlinge in ihrem Alltag zu 
begleiten und die Integration zu erleichtern. 
Der Antrag ist von Grüne/Junges Freiburg, 
CDU, SPD, Unabhängigen Listen, FDP und 
Grüne Alternative unterzeichnet. 

 

 
3. Ehrenamtliche Unterstützung 
 
3.1 Ökumenisches Asylforum 
 
 
Das Ökumenische Asylforum traf sich vier Mal. Wichtig war nach wie vor der 
Austausch unter den Helferinnen, was in den Flüchtlingsunterkünften angebo-
ten werden könne. Der Zuzug der neuen Flüchtlinge aus dem Kosovo war in 
einigen Unterkünften problematisch, da es Rivalitäten mit den Flüchtlingen gab, 
die schon länger in Freiburg lebten. Dies beschäftigte natürlich auch die Ehren-
amtlichen, da es sehr viel Unruhe auch mit der anliegenden Nachbarschaft gab. 
Sorgen machten sich die Ehrenamtlichen auch darum, wie und ob es mit dem  
Bleiberechtsprojekt weitergehen würde. Es war bis kurz vor Ende des  Projekts 
unklar, ob eine Verlängerung kommen würde. Einige Ehrenamtliche beteiligten 
sich am Suppenfest und warben dort sowohl für die SAVE ME Kampagne als 
auch für unseren Rechtshilfefonds. Die Spendenbereitschaft war nicht so groß, 
so dass wir sogar einen Auszahlungsstopp verhängen mussten.  Deshalb soll 
mehr Kraft hier investiert werden, um den Topf wieder auf zu füllen 
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3.2    Fortbildungsangebote 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
An der Veranstaltung beteiligten sich 
über 50 Interessierte. Es wurde eine 
rege Diskussion geführt, die zeigten, 
wie wichtig der Rücklauf solcher Dis-
kussionsprozesse ist. 

 
„Europa MACHT Flüchtlingspolitik“, 
lautete die Veranstaltung, zu der wir  
Franziska Brantner eingeladen hatten. 
Sie berichtete zusammen mit Josef 
Vollmann über ihre Arbeit im Europa-
parlament und wie die dort gefällten 
Entscheidungen auch die Flüchtlings-
politik in Deutschland beeinflusst. 
 
 
 
 

 
 
 

 

4. Elterncafe im Hort am Seepark 
 
 
Das Elterncafe wurde  2010 fort-
gesetzt. Wir unterhielten uns über 
die verschiedenen Feste, bastelten 
Tischdekoration zu Oster, tausch-
ten  die unterschiedlichen Eßge-
wohnheiten aus und planten das 
Sommerfest. Zu diesem Fest ka-
men sehr viele Eltern und beteilig-
ten sich mit einer großartigen Aus-
wahl an Speisen am Buffet. Die 
Treffen zeigten hier ihre Auswir-
kungen, da sich die Eltern durch 
die intensiven Kontakte vertrauter 
waren. An den Tischen gingen die 
Unterhaltungen rege hin und her.  
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Das Fest wurde durch ein Quiz 
und Spiele abgerundet. Alle Kinder 
waren auf einer Landkarte einge-
tragen, so dass auch bildlich die 
Vielfalt der HortbesucherInnen 
deutlich wurde. 
 
        
  
 
  

  
 
 
 

5.   Gremienarbeit 
 
 
5.1 Flüchtlingskommission  
 
Die Flüchtlingskommission tagte nicht in der ersten Jahreshälfte. Im Juli wurde 
ein neuer Beirat gewählt.  
 
 
5.2   Migrationsausschuss 
 
Der Migrationsausschuss der Stadt Freiburg tagte vier Mal.  
In der ersten Sitzung wurde die Situation der Roma Flüchtlinge beleuchtet. Be-
sondere Überlegungen gab es zu den Familien, die nicht eine Aufenthaltser-
laubnis über die Bleiberechtsregelung bekommen hat. Die Einschätzung der 
Situation ist auch durch den Zuzug neuer Flüchtlinge aus dem Kosovo er-
schwert. 
 
Aktuelle Informationen gab es in der zweiten Sitzung zum Wahlverfahren des 
neuen MigrantInnenbeirats. Es wurde informiert, wer wahlberechtigt ist und wie 
die Personen darauf hingewiesen werden, dass sie wählen können 
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Über den Stand der Umsetzung der „Integrationskurse für MigrantInnen“ sowie 
die Belegung eines städtischen Gebäudes waren die Themen der 3. Sitzung. 
Hier wurde diskutiert, in wieweit die Integration von Flüchtlingen in eine vorhan-
dene Hausgemeinschaft mit der Kündigung bestehende Mieter zu vereinbaren 
ist. 
 
Hauptthemen waren in der  4. Sitzung die Verlängerung der Bleiberechtsrege-
lung und die Wohnversorgung von Flüchtlingen in Wohnungen. 
 
 
5.3  Koordinierungskreis 
  
Dieses Gremium zum Austausch der aktuellen Problematik der Flüchtlingsarbeit 
in Freiburg wurde drei Mal besucht. Der Zuzug von Roma Flüchtlingen, die be-
engte Unterbringungssituation und das Klima in den Unterkünften, wurde mit 
Sorge gesehen. Unter anderem  fiel auf, dass verstärkt Vaterschaftsanfechtun-
gen durchgeführt werden, um zu belegen, dass Menschen über ihre Kinder un-
gerechtfertigt einen Aufenthalt erhalten hatten. Diese Praxis wurde von uns als 
schwierig eingestuft. 
 
 

5.4 Runder Tisch: Menschen in der Illegalität 
 

Der Runde Tisch traf sich ein Mal. Hier ging es um den Umgang mit Mittei-
lungspflichten unter Berücksichtigung der allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Aufenthaltsgesetz vom 18.09.2010. Ein Treffen wurde abgesagt. 
 
��
 

Resumee und Ausblick 
 
 
Erfreulich war für uns, dass sich durch die SAVE ME KAMPAGNE viele Men-
schen unterschiedlicher Altersstufen und Herkunft ansprechen ließen. Das Inte-
resse zeigt sich durch die kontinuierliche Mitarbeit im koordinierenden Gremium 
der Kampagne als auch an der Schulung, bei der diese Menschen signalisiert 
haben, dass sie sich beteiligen wollen, den Flüchtlingen einen guten Start zu 
ermöglichen. Auch die Arbeit mit den Eltern aus dem Hort im Seepark zeigte, 
dass es wichtig ist, sich gegenseitig kennenzulernen, um sich besser zu verste-
hen. Dazu braucht es einen angemessenen Rahmen, der den Menschen be-
kannt und vertraut ist. 
 
Für das nächste Jahr möchten wir mehr Möglichkeiten der Begegnung schaffen 
und den Weg weitergehen, mit der SAVE ME KAMPAGENE (neben den ande-
ren bestehenden Kampagnen) auf das Schicksal von Flüchtlingen aufmerksam 
zu machen und sich dafür einzusetzen, dass diese Schutz finden. 
 
 
Freiburg, den 11.01.2011                                       Cornelia Andresen 
      Sozialarbeiterin im Fachdienst Flüchtlinge 
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ANHANG und Stimmungsbilder 
                  Badische Zeitung vom 21.4.2010 
Stadt Freiburg streitet wegen Flüchtlingen mit Land  

Seit Januar können serbische Bürger ohne Visum in EU-Staaten reisen. So kommen auch Ro-
ma aus dem Kosovo nach Deutschland. Viele von ihnen haben nur ein Ziel: Freiburg. Die 
Flüchtlingswelle bereitet der Stadt Probleme, bei der ihr niemand helfen will.  

 

Roma aus dem Kosovo sind im Flüchtlingswohnheim St. Christoph an der Hermann-Mitsch-
Straße in Wohncontainern untergebracht. Der stehe Zustrom macht der Stadt große Probleme. 
Foto: Ingo Schneider 

Die Unterkünfte sind voll belegt: Seit Jahresanfang sind 137 Roma-Flüchtlinge aus dem Kosovo 
nach Freiburg gekommen. Damit leben 850 Roma-Flüchtlinge in Freiburg – im übrigen Baden-
Württemberg sind es nur weitere 250. Die Stadt liegt deswegen in Clinch mit dem Land. Die 
Landesregierung weigert sich, für eine bessere Verteilung zu sorgen. Sie will sich auch nicht an 
den Kosten beteiligen. In Stuttgart glaubt man, Freiburg werde von den Roma gezielt angesteu-
ert, weil sich der Gemeinderat 2006 per Resolution für ein Bleiberecht ausgesprochen hat.  

Die Zahl der Roma, die in Freiburg landen, ist konstant hoch: Es sind etwa zehn Menschen, die 
jede Woche aus dem ehemaligen Jugoslawien ankommen. Diese neue Fluchtwelle hat offenbar 
ihren Grund: Denn zum Jahresanfang ist Serbien dem sogenannten Schengen-Raum beigetre-
ten. Das bedeutet konkret: Serbische Staatsbürger können für 90 Tage als Touristen in EU-
Länder reisen. Die Stadt vermutet, dass Schleuserbanden Roma, die einen serbischen Pass 
besitzen, nach Deutschland bringen. Das bevorzugte und offenbar nahezu einzige Ziel in Ba-
den-Württemberg scheint Freiburg zu sein. In Deutschland angekommen, werfen die Flüchtlin-
ge ihren Pass weg. In Freiburg angekommen, beantragen sie weder Asyl noch reklamieren sie 
den Status als Flüchtlinge. Was wiederum heißt: Sie fallen unter die Kategorie "illegale Auslän-
der" – und diese werden nicht nach einem festgelegten Verteilerschlüssel von der Landeserfas-
sungsstelle für Flüchtlinge auf ganz Baden-Württemberg verteilt. "Illegale Ausländer", so das 
Landesgesetz, bleiben in der Stadt oder dem Landkreis, in dem sie sich gemeldet haben. 
 
Hohe Belastung für Freiburg 
 
Der Zustrom an neuen Migranten führe die Stadt logistisch und finanziell an ihre Grenzen, hat 
nun OB Dieter Salomon an Ministerpräsident Stefan Mappus geschrieben. Keine andere Stadt 
in Baden-Württemberg habe eine ähnliche hohe Anzahl an Flüchtlingen aus dem Kosovo auf-
nehmen müssen, so Salomon in dem Brief, aus dem jetzt die Stuttgarter Nachrichten zitierten. 
Salomon stellt gegenüber der BZ klar, dass es nur um die neu hinzugekommenen Flüchtlinge 
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gehe und nicht um die Roma, die zum Teil schon seit 1999 in Freiburg lebten. 
 
20 Millionen Euro habe danach die Stadt in den vergangenen fünf Jahren für die Flüchtlinge 
ausgegeben. Allein für die rund 140 Neuankömmlinge des Jahres 2010 müssten rund eine Mil-
lion Euro aufgewendet werden, schätzt Finanzbürgermeister Otto Neideck. Die Stadt verlangt 
eine bessere Verteilung im Land: "Es kann nicht sein, dass wir hier bald Turnhallen belegen 
müssen und in anderen Städten und Kreisen stehen Flüchtlingsheime leer", so Neideck. Er 
verlangt auch eine finanzielle Unterstützung vom Land. Neideck hat auch Gespräche mit dem 
Regierungspräsidium geführt – dort sieht man durchaus das Freiburger Problem und unterstützt 
die Stadt durch ein Schreiben an die Landesregierung. 

Land will nicht eingreifen 
 
In Stuttgart sieht man jedoch überhaupt keine Veranlassung, Freiburg bei dem Problem entge-
gen zu kommen. Alice Loyson-Siemering, die Sprecherin von Innenminister Heribert Rech, er-
klärt klipp und klar: Nach den Bestimmungen des Landes müsse ein illegal eingereister Auslän-
der in dem Stadt- oder Landkreis bleiben, in dem er sich gemeldet hat. "Deswegen kann es 
auch keine Verteilung auf andere Städte oder Kreise geben", sagt die Sprecherin. Auch auf 
finanzielle Unterstützung könne die Stadt nicht hoffen. Und Loyson-Siemering verweist auf die 
Resolution für ein Bleiberecht der Roma, die der Freiburger Gemeinderat 2006 einstimmig ver-
abschiedet hat. Im Ministerium sieht man darin offenbar so etwas wie eine Einladung an Flücht-
linge, sich in Freiburg niederzulassen. 
 
Diesen Vorwurf weist man in Freiburg zurück. Es wird eng: Es wurden nahe der Neuen Messe 
bereits Container aufgestellt, es gibt Kritik und Debatten an der menschenunwürdigen Unter-
bringungen. 
Die Kapazitäten in den Unterkünften sind bis auf 20 Restplätze erschöpft. Das Land dürfe sich 
nicht zurücklehnen, sagt Sozialbürgermeister Ulrich von Kirchbach: Seit zehn Tagen, berichtet 
er, erhalten die Flüchtlinge von der Stadt kein Geld mehr, sondern nur noch Sachleistungen. Es 
bleibt die Hoffnung im Rathaus, dass wegen des nun fehlenden Bargelds das Interesse der 
Schleuser am Ziel Freiburg nachlässt. 

McCabe: Abschreckungspolitik 
 
Stadtrat Coinneach McCabe (Grüne Alternative) dagegen sieht keine Beweise, dass Schleuser 
überhaupt im Einsatz sind: "Das sind alles nur Vermutungen", erklärt er. McCabe kritisiert auch 
das Umstellen der Stadt auf Sachleistungen – für ihn Teil einer Abschreckungspolitik: "Die Stadt 
gibt den Druck einfach nach unten an die Menschen weiter". 
 

 
 
Badische Zeitung vom 21.4.2010 

 

Hermann-Mitsch-Straße 

Flüchtlingsunterkunft: Bedrückendes 
Leben im Container 
Die Situation ist bedrückend – da sind sich alle einig. Seit zwei Wochen leben 24 Menschen, 
darunter 15 Kinder und Jugendliche, in engen, trostlosen Wohncontainern auf dem Gelände der 
Flüchtlingsunterkunft in der Hermann-Mitsch-Straße. Seit diese Situation öffentlich kritisiert – 
und von der "Grünen Alternative Freiburg (GAF)" als "Abschreckungspolitik" bezeichnet – 
wurde, sind alle angespannt. Auch die Flüchtlinge, die ihre Namen lieber nicht sagen.  
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Kahl, stickig, proviso-
risch – und eng: So le-
ben die Familien mit 
kleinen Kindern in den 
Containern. Fo-
to: schneider 

 

Bei schönem Wetter ist es etwas erträglicher. Dann können die Kinder zumindest ’raus. Sie 
umringen Evelyn Plamper, die Deutsch studiert hat und als "Zwei-Euro-Jobberin" stundenweise 
zur Hausaufgabenbetreuung kommt – eigentlich zu denjenigen Kindern, die in der Unterkunft 
leben. Jetzt versucht sie, auch die anderen mit aufzufangen – ansatzweise. Auf die Kinder über-
trägt sich die Angst ihrer Eltern. Eines der Mädchen, 14 Jahre alt, spricht Englisch, viel erzählen 
will sie nicht. Wie sie sich fühlt? "Nicht gut." 
 
Bisher teilten sich sechsköpfige Familien zwölf Quadratmeter große Container-Zimmer mit nur 
vier Betten, die Luft in den Containern ist stickig. Nach Auskunft der Bewohner gibt es Kaker-
laken. Das Essen wird geliefert, es ist ganz anders als das, was die Familien kennen und ge-
wohnt sind. Vor allem die Kinder kommen damit nicht zurecht, erzählt ein Vater, einige hätten 
sich übergeben, manche hätten Allergien. "Warum bekommen wir kein Geld, damit wir einkau-
fen können?" fragt ein Mann, "das wäre normal." Ana Majstovovic erlebt hier zurzeit ein selt-
sames "déja vu": 1992 kam sie selbst als Flüchtling nach Deutschland, die Umstände, in denen 
sie hier anfangs leben musste, waren für sie schlimm. Jetzt kommt sie als Übersetzerin in die 
Container und stellt fest: "Hier ist alles noch viel schlimmer als damals." 
 
Dass die Lage unerfreulich ist, bestreitet niemand: "Eine absolute Notsituation", nennt es Wer-
ner Hein, Leiter des Amts für Wohnraumversorgung. Gestern hat er sich mit einer größeren 
Gruppe – darunter Sozialbürgermeister Ulrich von Kirchbach, Verwaltungsmitarbeiter und 
Stadträte fast aller Fraktionen – vor Ort umgeschaut. Auch vom Gesundheitsamt war jemand 
dabei, eingeschaltet von der GAF, die sich mit scharfer Kritik und vielen Fragen an den Ober-
bürgermeister und die Öffentlichkeit gewandt hatte. Das Gesundheitsamt habe keine Bedenken, 
bilanziert Werner Hein, und mittlerweile wurden im Vergleich zur ursprünglichen Situation 
Verbesserungen vorgenommen: An noch nicht belegten Zimmern in den Containern wurden 
Türen angebracht, die bisher fehlten – jetzt kann jede Familie zwei Zimmer beziehen. Aus an-
fangs je einer Toilette und Dusche wurden drei Toiletten und zwei Duschen. Die Betreuung der 
Kinder wird um zehn Stunden in der Woche und Honorarkräfte aufgestockt. Auch die in Frei-
burg längst abgeschaffte Versorgung mit reinen Sachleistungen soll vom – wenn auch ebenfalls 
kritisierten – "Einkaufen" mit Chipkarten in fünf Supermärkten abgelöst werden. Wann? Das ist 
unklar, ebenso wie die Frage, ob noch weitere Flüchtlinge neu ankommen und in Containern 
untergebracht werden. Mit dem Vorwurf der "Abschreckungspolitik" kann Werner Hein nichts 
anfangen: "Wir setzen alles dran, um die Notsituation zu meistern." 
 
GAF-Stadtrat Coinneach McCabe, für den die Container-Situation nur ein Aspekt der gesamten 
Flüchtlingspolitik auch auf Bundes- und Landesebene ist, bleibt skeptisch: "Sie haben gemerkt, 
dass sie so doch nicht durchkommen", erklärt er die gestern beschlossenen Verbesserungen. 
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Badische Zeitung vom   29. September 2010 

Eine neue Heimat für Flüchtlinge 
Lörrach beteiligt sich als erste südbadische Stadt an der Aktion Save me / Freiburg 
könnte schon bald dem Beispiel folgen.  

FREIBURG/LÖRRACH (seh). Die Kampagne "Save me" setzt sich dafür ein, dass 
Städte sich zur Aufnahme von Menschen mit hoffnungslosen Fluchtschicksalen bereit 
erklären – einen pro tausend Einwohner maximal. In bundesweit 56 Städten läuft die 
Kampagne, in Südbaden sind Freiburg und Lörrach beteiligt. 
 
In Lörrach wird der Gemeinderat wohl noch im Herbst entscheiden. Hier kümmert sich 
der "Arbeitskreis Miteinander" um das Projekt. In Freiburg ist man nach Aussage von 
Cornelia Andresen, Flüchtlingsberaterin beim Diakonischen Werk, noch "in der Über-
zeugungsphase". Hier ging die Initiative vom Stadttheater und seiner Intendantin Barba-
ra Mundel aus. 24 deutsche Kommunen haben bereits Ja gesagt, oft einstimmig. 
 
Die Flüchtlingslager befinden sich in Syrien und im Iran, in Bangladesh, Nepal, Uganda 
und Kenia, und die Menschen, die dort leben, sind ohne jede Perspektive. In ihre Hei-
mat können sie nicht zurück, eine Integration in die armen Aufnahmeländer ist Illusion. 
 
Dieser Flüchtlinge nimmt sich das Resettlement-Programm des UNO-
Flüchtlingshochkommissariats an und sucht Unterstützung in den Industrienationen. 
Etliche nehmen solche Flüchtlinge auf, unter anderem Großbritannien, alle skandinavi-
schen Länder sowie die USA. Deutschland tut das bisher nicht 
Um die Bundesrepublik zum Umdenken zu bewegen, hat Pro Asyl die Kampagne "Save 
me" ersonnen, die die Sache von unten angeht. Der Ansatz: Bürgerinnen und Bürger 
veranlassen ihren Gemeinderat zu einer Selbstverpflichtung, wonach die Kommune pro 
tausend Einwohner einen Flüchtling aufnimmt. Gleichzeitig wird die Bundesregierung 
aufgefordert, sich wie andere Länder an dem UNO-Programm zu beteiligen. Das Ver-
fahren sei "übersichtlich und gerecht", findet Vitus Lempfert vom Lörracher Arbeits-
kreis Miteinander. Der Arbeitskreis hat das Anliegen in die Stadt getragen, bei der Ver-
waltung und in den Fraktionen geworben. SPD, Grüne, FDP und CDU sind mit im 
Boot. Lediglich die Freien Wähler sind noch nicht so weit. 
 
In Freiburg gibt es von den Fraktionen noch keine Rückmeldungen, auch hier hoffen die 
Save-Me-Unterstützer auf einen interfraktionellen Antrag. Im Herbst werde man klarer 
sehen, sagt Cornelia Andresen. Wichtiger als ein schneller Beschluss ist für sie eine 
gründliche Vorbereitung der Kampagne, die auch dazu beitragen soll, dass keine Flücht-
lingsgruppe gegen die andere ausgespielt wird. 
 
Optimistisch stimmt die Initiatoren, dass die Größe von einem Flüchtling pro tausend 
Einwohner eine theoretische sei, sagt Vitus Lempfert – de facto würden es wohl viel 
weniger sein, weil das UNHCR gar nicht so viele Flüchtlinge vermittle. Bei der Kam-
pagne geht es freilich nur um ein Votum für die Aufnahme von ausgewählten Schutzsu-
chenden. Versagt der Bund, der einen Großteil der Kosten zu tragen hätte, dem Resett-
lement-Programm die Unterstützung, werden in den Städten keine Flüchtlinge ankom-
men. 
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Badische Zeitung vom  4.11.2010 

Flüchtlingsschicksal:  

Die jahrelange Odyssee der Krasnicis 

Weil sie nirgends erwünscht sind, flohen die Krasnicis von einem Land ins nächste – ohne Er-
folg.  

Wie geht’s den Krasnicis? Wahrscheinlich wird Gisela Endel das nie erfahren. Sie ist Körper-
therapeutin, Mevlude Krasnici war ihre Patientin und ist nach Gisela Endels Einschätzung 
schwer traumatisiert. In einer Septembernacht wurden Mevlude Krasnici, ihr Mann und zwei 
Kinder aus der Flüchtlingsunterkunft in der Hammerschmiedstraße abgeschoben. Sie sind vier 
der zehn Roma-Flüchtlinge, die dieses Jahr aus Freiburg abgeschoben wurden. 40 weitere sind 
nach Auskunft des Regierungspräsidiums Karlsruhe nach der Aufforderung der Behörden selbst 
ausgereist.  

Die Geschichte der Krasnicis ist eine komplizierte Odyssee – und typisch für viele Roma-
Flüchtlinge, die nirgends erwünscht sind: 1999, während des Kosovo-Krieges, wurden sie mit 
Schlägen aus ihrem Zuhause vertrieben, hat Mevlude Krasnici ihrer Therapeutin erzählt. Sie 
war im achten Monat schwanger und verlor ihr Baby. Seitdem lebt sie in einem dauerhaften 
Krisenzustand: Mit Panikattacken, Atemnot, Schmerzen am ganzen Körper. 
 
Die Krasnicis flohen nach Ungarn. Dort wurde ihr Asylantrag abgelehnt, sie klagten gegen die 
Ablehnung und suchten gleichzeitig Schutz in Deutschland. Dort erhielten sie eine Ausreiseauf-
forderung, reisten weiter nach Belgien, wurden ausgewiesen und kamen im Frühling 2010 wie-
der nach Freiburg. Ein Sprecher des Regierungspräsidiums Karlsruhe bestätigt diese Angaben. 
 
Therapeutin stellt die Frage nach der Menschenwürde 
 
Nun sind die Krasnicis nach Ungarn abgeschoben worden, wo derzeit noch die Klage gegen die 
Ablehnung des Asylantrags läuft. Nach der sogenannten "Drittstaatenregelung" ist dasjenige 
Land für ein Asylverfahren zuständig, in dem der erste Asylantrag gestellt wurde. 
 
Gisela Endel nimmt nicht hin, dass ihre Patientin aus ihrer Therapie gerissen und in eine unge-
wisse Zukunft geschickt wurde. "Ist es vereinbar mit der Menschenwürde, traumatisierte Men-
schen abzuschieben?" ist eine der Fragen, die sie den Behörden in einem Brief stellt. Unter-
schrieben haben ihn unter anderem auch der Psychoanalytiker Tilmann Moser, der emeritierte 
Psychologie-Professor Wolfgang Roth und der frühere CDU-Stadtrat Franz-Josef Große-
Ruyken. 
 
Ein Sprecher des für die Abschiebung zuständigen Regierungspräsidiums Karlsruhe sagt, die 
Traumatisierung sei gar nicht bekannt gewesen. Die Krasnicis hatten nach der Zurückweisung 
des Widerspruchs gegen ihre Ausweisungsverfügung aus Deutschland keinen Anwalt einge-
schaltet. Warum nicht? Die Sozialarbeiterinnen der städtischen Unterkunft in der Hammer-
schmiedstraße dürfen sich dazu wegen des geschützten Vertrauensverhältnisses zu den Men-
schen, die sie betreuen, nicht äußern. Gisela Endel fällt es schwer, zu glauben, dass bei der Ab-
schiebung die Angst und Traumatisierung von Mevlude Krasnici niemandem aufgefallen ist. 
Doch auch wenn rechtzeitig ein Attest vorgelegt worden wäre, ist keineswegs sicher, dass es die 
Abschiebung verhindert hätte. Möglicherweise hätten die Behörden damit argumentiert, dass 
die Therapie in Ungarn – oder nach einer möglichen weiteren Abschiebung im Kosovo – fortge-
setzt werden könne, sagt der Sprecher des Regierungspräsidiums. Der Psychotherapeut Peter 
Schröder erlebt solche Situationen oft mit seinen Patienten, von denen einige überlegen, sich im 
Fall einer Abschiebung umzubringen. 
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Die Aussage, dass nach der Abschiebung eine Weiterbehandlung möglich sei, hält er nicht nur 
aus fachlichen Gründen für fraglich: "Ich bezweifle, dass Roma im Kosovo oder in Ungarn gut 
behandelt werden." Das sieht Gisela Endel, die im Kosovo für die Organisation "Medica mon-
diale" mit traumatisierten Frauen gearbeitet hat, genauso. Außerdem führe jede abgebrochene 
Therapie zu Retraumatisierung. Umso schlimmer, wenn sich Retraumatisierungen wiederholen 
– wie bei Mevlude Krasnici. 
 
Angefangen haben die Odysseen vieler Roma mit dem Kosovo-Krieg der Nato, erinnert die 
Organisation "Pax Christi". Die Bistumsstellen in Freiburg und Rottenburg-Stuttgart fordern 
Abschiebungsstopps – auch im Hinblick auf die Verfolgung der Roma im Nationalsozialismus.    

Autor: Anja Bochtler 

Badische Zeitung vom 4.11.2010 

Die Erfahrung, dass man mit dem Recht 
nicht viel machen kann 
Als das Sarkozy-Frankreich Roma abschob, war die Empörung groß – doch wie ist die Situation 
für Roma in Freiburg? Die Grünen luden zu Diskussionen und Infos ein.  

Eine Position war am Dienstagabend klar: Wer die französische Sarkozy-Regierung wegen ihrer 
Abschiebungspolitik gegenüber den Roma kritisiert, sollte hinschauen, wie es in Deutschland 
und Freiburg läuft. Darum luden die grüne Europaabgeordnete Franziska Brantner und die grü-
ne Landtagsabgeordnete und Stadträtin Edith Sitzmann zur Diskussionsveranstaltung "Europäi-
sche Minderheiten: Roma in Freiburg" ins Goethe-Institut ein. 
Viele sind gekommen: Auf dem Podium sitzen neben den beiden Grünen-Politikerinnen Max 
Matter vom Institut für Volkskunde und Arsim Butuci, Mitgründer des Kulturvereins "Amaro 
Drom" junger Roma und Deutscher. Und von den mehr als 130 Menschen im Publikum müssen 
viele stehen, weil die Stühle nicht reichen. 
Einige erleben die Situation der Roma hautnah mit: Wie die Ehrenamtliche, die Roma-Frauen 
beim Deutschlernen unterstützt und die isolierte Lage der Flüchtlingsunterkünfte kritisiert: Die 
Mehrheitsbevölkerung meide Kontakte und sei zunehmend islamfeindlich – was sich auch auf 
die meist muslimischen Roma auswirke. Der Anwalt Udo Kauß bilanziert, "dass man mit dem 
Recht nicht mehr viel machen kann" – das erfährt er bei seinen Roma-Mandanten oft. 
Meist bleibe nur die Wahl zwischen sogenannter "freiwilliger Ausreise" und Abschiebung. 320 
der 690 Roma-Flüchtlinge in Freiburg leben in ständiger Ungesichertheit nur mit Duldungen, 
sagt Edith Sitzmann, die Lage hat sich nach einem Rückführungsabkommen mit dem Kosovo 
zugespitzt. Die Landesregierung ging nicht auf Forderungen nach einem Abschiebestopp und 
eine Petition der Wohlfahrtsverbände ein. Nicht selten werden Roma nicht zurück ins Kosovo, 
sondern in sogenannte "sichere Drittstaaten" wie Ungarn abgeschoben, wo sie ihren ersten A-
sylantrag gestellt haben , sagt Franziska Brantner – "in ein Land, wo sie niemanden kennen und 
gar nichts haben, das ist absurd." 
Diese Regelung, mit der sich Deutschland der Flüchtlinge "entledige", sei nicht im Einklang mit 
dem Grundrecht auf Asyl. Gerade in östlichen neuen EU-Ländern wie Ungarn sei die Diskrimi-
nierung von Roma besonders stark, bestätigt Max Matter. Franziska Brantner hofft auf eine 
Wende durch das Bundesverfassungsgericht, das sich derzeit mit der "Drittstaatenregelung" 
beschäftigt. Udo Kauß fordert, die ganze Gesellschaft gegen Abschiebungen zu mobilisieren. 
Darum bemüht sich auch die Initiative "Aktion Bleiberecht" – zum Beispiel am 18. November, 
wenn früh morgens Abschiebungen vom Baden-Airpark geplant sind.       
          Autor: anb 
 


